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Jahresbericht 2022 der Liechtensteinischen Staatsanwaltschaft 

Leitender Staatsanwalt: Dr. Robert Wallner 

Im Berichtsjahr hat die Staatsanwaltschaft 3'396 neue Strafsachen und 271 neue Rechtshilfeersuchen bearbeitet. Der 
Arbeitsanfall ist damit im Vergleich zum Jahr 2021 um 692 Verfahren oder rund 19 % gestiegen. Bei den besonders 
arbeitsintensiven Verfahren wegen Verbrechen und Vergehen, die mit einer sechs Monate übersteigenden Freiheitsstrafe 
bedroht sind, ist der Anfall allerdings praktisch gleich hoch geblieben. Es sind 271 Rechtshilfeersuchen aus dem Ausland 
eingegangen, das sind um 26 mehr als im Vorjahr. 

Fallzahlen 
Die Gesamtzahl der Straffälle gegen bekannte und unbekannte Täter ist mit 3'396 im Vergleich zum Vorjahr um 666 Fälle 

gestiegen. Dies entspricht einer Erhöhung des Anfalls um rund 19 %. Der Gesamtanfall stellt sich im Detail bei den einzelnen 
Verfahrensarten wie folgt dar: Der Anfall bei den Verfahren wegen Übertretungen und Vergehen ist von 1'877 im Jahr 2021 
auf 2'540 gestiegen (+ 663 Verfahren). Bei den arbeitsintensiven Verfahren wegen Verbrechen und Vergehen, die mit einer 6 
Monate übersteigenden Freiheitsstrafe bedroht sind, ist der Anfall von 626 auf 591 gesunken und damit geringfügig 
gesunken (-5.59 %). Bei den Straffällen gegen unbekannte Täter stieg der Anfall von 239 im Jahr 2021 auf 265 im Berichtsjahr. 
Im Berichtsjahr sind 271 Rechtshilfeersuchen aus dem Ausland eingegangen, das sind um 26 mehr als im Vorjahr. 

Diese Zahlen sind wie folgt zu bewerten: Am auffälligsten ist der deutliche Anstieg der Anzeigen im SU-Bereich 
(Übertretungen und kleine Vergehen) um 663 Verfahren. Dieser doch sehr deutliche Anstieg ist damit zu erklären, dass im 
Pandemiejahr 2021 der Anfall noch um 334 Anzeigen gesunken war und 2022 dieser Effekt überkompensiert wurde, weil 
wieder eine höhere Mobilität eingesetzt hat, es deshalb zu mehr Übertretungen und Unfällen im Strassenverkehr gekommen 
ist und auch wieder mehr Straftaten im öffentlichen Raum begangen wurden. Allein auf Anzeigen wegen Übertretungen des 
Strassenverkehrsgesetzes (SVG) entfielen im Berichtsjahr 1'813 Anzeigen, das sind um 570 Fälle mehr als 2021. Zusätzlich ist 
wie in jedem Jahr zu bedenken, dass gewisse Schwankungen sich alljährlich auch dadurch ergeben, dass grössere 
Anzeigenpakete von der Polizei entweder vor oder nach Neujahr geschickt werden. Bei den Rechtshilfeersuchen entspricht 
der Anstieg den alljährlichen Schwankungen. 2020 sind 273 Rechtshilfeersuchen eingegangen, im Jahr 2021 245 und im 
Berichtsjahr wieder 271. Überhaupt kann aus den Anfallszahlen die tatsächliche Arbeitsbelastung nur teilweise abgeleitet 
werden. Schon ejn neues Grossverfahren kann den Aufwand für mehrere Hundert SU-Verfahren übersteigen. Daher konnte 
der zusätzliche Arbeitsanfall im Bereich von Strassenverkehrsdelikten auch gut bewältigt werden. Es sind andere Faktoren, 
die zu einem stetigen Anstieg der Arbeitsbelastung geführt haben: Die Notwendigkeit der Sicherung und Auswertung 
digitaler Beweise in vielen Deliktsbereichen, der Anstieg des Volumens der Beweismittel in Wirtschaftsstrafverfahren oder 
Strafverfahren im Zusammenhang mit Kryptowährungen. Zusammenfassend kann also gesagt werden, dass die Zahlen bei 
Übertretungen und kleinen Vergehen, bei den Anzeigen gegen unbekannte Täter und bei den Rechtshilfeersuchen gestiegen 
sind. Bei den arbeitsintensiven Verfahren wegen Verbrechen und schwerer Vergehen ist der Anfall um 23 Verfahren leicht 
gesunken. Insgesamt ist trotz dieser teilweise auffälligen Schwankungen die Arbeitsbelastung unverändert hoch geblieben. 

Anzeigen und Verhandlungen 
Im Berichtsjahr hat die Staatsanwaltschaft beim Fürstlichen Landgericht 36 Anklageschriften, 127 Strafanträge und 1'218 

Bestrafungsanträge eingebracht. In 13 Fällen wurde die Untersuchungshaft, in 16 Fällen die Ausschaffungshaft und in 8 Fällen 
die Auslieferungshaft verhängt, so dass im Berichtsjahr insgesamt 37 Haftfälle angefallen sind. 

Staatsanwälte haben im Berichtsjahr insgesamt an 381 Verhandlungen oder Tagsatzungen vor dem Land- und 
Obergericht teilgenommen. 

Die Zahlen im Einzelnen: 
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Straffälle (Geschäfte) im 
Berichtsjahr neu angefallen 

Anzahl davon 
Haftfälle 

ST 591 13 Unter­
suchungshaften 

UT 265 8 Ausliefer­
ungshaft 

SU 2'540 16 Ausschaff­
ungshaften 

Gesamt 3'396 37 

Straffälle ST gegen bekannte Täter (Geschäfte) 
(Vergehen mit Strafdrohung von 6 Monate bis 
3 Jahre Freiheitsstrafe und Verbrechen) Anzahl 

1 aus dem Jahre 2021 unerledigt übernommen 558 
2 im Berichtsjahr neu angefallen 591 
3 Gesamtzahl der Straffälle 1'149 
4 im Berichtsjahr von der StA erledigt 616 
5 unerledigt geblieben am 31. Dezember 2022 533 

Straffälle UT gegen unbekannte Täter 
(Vergehen mit Strafdrohung von 6 Monate 
bis 3 Jahre Freiheitsstrafe und Verbrechen) Anzahl 

1 aus dem Jahre 2021 unerledigt übernommen 87 
2 im Berichtsjahr neu angefallen 265 
3 Gesamtzahl der Straffälle 352 
4 im Berichtsjahr von der StA erledigt 269 
5 unerledigt geblieben am 31. Dezember 2022 83 

Straffälle SU gegen bekannte und unbekannte Täter 
(Übertretungen und Vergehen mit Strafdrohung 
bis 6 Monate Freiheitsstrafe) Anzahl 

1 aus dem Jahre 2021 unerledigt übernommen 279 
2 im Berichtsjahr neu angefallen 2'540 
3 Gesamtzahl der Straffälle 2'819 
4 im Berichtsjahr von der StA erledigt 2'556 
5 unerledigt geblieben am 31. Dezember 2022 263 

Anklageschriften (ST) Anzahl davon 
Haftfälle 

Im Berichtsjahr neu eingebracht 36 10 

Strafanträge (ST) Anzahl davon 
Haftfälle 

Im Berichtsjahr neu eingebracht 127 1 



Bestrafungsanträge (ST und SU) 
(Übertretungen und Vergehen mit Strafdrohung 
bis 6 Monate Freiheitsstrafe) Anzahl 

Im Berichtsjahr neu eingebracht 1'218 

Einstellungen (ST und SU) Anzahl 

§ 1 Abs. 2 StPO 9 
§ 21 Abs. 2 und Abs. 3 StPO 18 
§ 22 Abs. 1 StPO 1'009 
§ 64 StPO 17 
§ 42 StGB 39 

Erledigungen anderer Art Anzahl 

§ 283 und 294 StPO (Abbrechungen) 982 
Vereinigungen 72 
„X" andere Erledigungen 34 

Rechtshilfeverfahren (RST) Anzahl 

Anfall im Berichtsjahr 271 

Rechtsmittel (von StA eingebracht) Anzahl 

Berufungen 20 
Beschwerden 36 
Revisionen 4 
Revisionsbeschwerden 2 
Einspruch gegen Strafverfügungen 0 

Justizverwaltungssachen (JV) Anzahl 

Anfall im Berichtsjahr 57 

Sonstige Geschäftsfälle (NST) Anzahl 

Anfall im Berichtsjahr 124 

Ersuchen um Übernahme der Strafverfolgung Anzahl 

Im Berichtsjahr gestellt 26 

Diversion 
Im Berichtsjahr wurden 138 Diversionsangebote gemacht, das ist eine Steigerung um 5 Fälle im Vergleich zum Jahr 2021. 

Von diesen Diversionsangeboten entfallen 84 auf Zahlung eines Geldbetrages, 8 auf gemeinnützige Leistungen, 32 auf 
Einstellung nach Ablauf einer Probezeit und 14 auf Durchführung eines aussergerichtlichen Tatausgleichs. Insgesamt 69 Fälle 
konnten erfolgreich abgeschlossen werden. 47 Fälle sind noch pendent, von diesen entfallen jedoch 30 auf Angebote zur 
Einstellung nach Ablauf einer Probezeit, welche erfahrungsgemäss in den allermeisten Fällen ebenfalls erfolgreich 
abgeschlossen werden können. In 22 Fällen ist die Diversion aus unterschiedlichen Gründen gescheitert, beispielsweise weil 
das Angebot abgelehnt, Auflagen nicht eingehalten wurden oder der Verdächtige erneut straffällig geworden ist. 
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Strafverfahren nach dem Betäubungsmittelgesetz (BMG) 
Im Berichtsjahr wurden 123 Personen (2021 waren es 160), davon 14 Jugendliche und 109 Erwachsene, nach dem BMG 

angezeigt. 37 Anzeigen betreffen Vergehen oder Verbrechen nach Art. 20 BMG und 107 Übertretungen (Konsum oder 
Handlungen zum Eigenkonsum) nach Art. 21 Abs. 1 BMG, wobei teilweise Personen wegen beider Tatbestände angezeigt wurden. 
Im Berichtsjahr wurden insgesamt 144 Verfahren nach dem BMG endgültig erledigt (die Erledigungen betreffen neue und 
alte Verfahren) und zwar wie folgt: 5 Anklageschriften, 26 Strafanträge, 33 Bestrafungsanträge, 38 Einstellungen, 25 
Einstellungen nach Durchführung einer Diversion und 17 andere Erledigungen. 

Beharrliche Verfolgung (Stalking) 
Im Berichtsjahr sind 9 neue Anzeigen eingelangt. 3 Verfahren wurden eingestellt, 1 Verfahren wurde mit Strafantrag, 

2 Verfahren nach erfolgreicher Diversion erledigt. 3 Verfahren pendent. 

Personelles 
Die Staatsanwaltschaft bestand im Berichtsjahr aus dem Leitenden Staatsanwalt und 8 Staatsanwälten. In der 

Geschäftsstelle standen 410 Stellenprozent aufgeteilt auf 5 Mitarbeiterinnen zur Verfügung. Der sehr grosse Arbeitsanfall 
konnte nur durch überdurchschnittlichen Einsatz aller Mitarbeiter bewältigt werden. Eine 100%-Mitarbeiterin war vom 
22.02.2021 bis 31.08.2022 im Krankenstand. Ihr Ausfall konnte nur teilweise durch eine Erhöhung der Stellenprozente bei 
den vier verbleibenden Mitarbeiterinnen aufgefangen werden. 

Mitarbeit in Kommissionen und Arbeitsgruppen der Regierung 
Der Leitende Staatsanwalt, sein Stellvertreter und andere Staatsanwälte haben im Berichtsjahr in zahlreichen 

Arbeitsgruppen mitgearbeitet. Unter anderem waren dies die Arbeitsgruppe PROTEGE 
(Geldwäscherei/Terrorismusfinanzierung/Prolieferationsverletzungen), die Gewaltschutzkommission, die Kommission für 
Suchtfragen, die Fachgruppe Medienkompetenz und der Runde Tisch Menschenhandel. Der Leitende Staatsanwalt vertritt 
die Staatsanwaltschaft im Konsultativrat der Europäischen Staatsanwälte (CCPE) und ist seit 26.11.2021 auch 
Vorstandsmitglied dieses Gremiums. Einen beträchtlichen Arbeitsaufwand hat die Mitarbeit der Staatsanwaltschaft bei 
laufenden Länderprüfungen des Europarates und der Vereinten Nationen verursacht. 

Arbeitsübereinkommen und Zusammenarbeit mit Eurojust 
Gestützt auf das Abkommen über die Zusammenarbeit zwischen dem Fürstentum Liechtenstein und Eurojust (LGBI 2013 

Nr. 376, LR 0.351.6) und den Assoziierungsvertrag Liechtensteins zum Schengen-Abkommen sind bei der Staatsanwaltschaft 
im Berichtsjahr 6 Anfragen über Eurojust und 4 über das EJN eingegangen und wurden (ausgehend) keine Anfrage über 
Eurojust sowie eine Anfrage über das EJN gestellt. Die eingehenden Anfragen betrafen in 6 Fällen Fragestellungen im Vorfeld 
der Einreichung von Rechtshilfeersuchen, in einem Fall die Nachfrage zu einem bereits gestellten Rechtshilfeersuchen 
(beispielsweise zum Verfahrensstand), in 3 Fällen allgemeine Anfragen, in 2 dringenden Fällen wurden die 
Rechtshilfeersuchen auf diesem Weg vorab übermittelt und in einer Haftsache erfolgte die Rechtshilfeerledigung über diese 
Kanäle. Die ausgehende Anfrage betraf eine Nachfrage zu einem Rechtshilfeersuchen. Die beiden Vertreter der inländischen 
Kontaktstelle haben an zwei Treffen teilgenommen, und zwar an der 59. Vollversammlung (Plenary Meeting) des EJN vom 9. 
bis 11. November 2022 in Prag und an der Regionaltagung der deutschsprachigen Kontaktstellen am 8./9. September 2022 in 
Berlin. 

Stellungnahmen zu Gesetzesvorschlägen und anderen Vorhaben der Regierung 
Die Staatsanwaltschaft hat zu folgenden Vernehmlassungsberichten der Regierung Stellungnahmen abgegeben: Zur 

Abänderung des StGB, zum Europäischen Übereinkommen vom 24.02.1977 über die Zustellung von Schriftstücken in 
Verwaltungssachen im Ausland und zum Gesetz über die Genehmigung von Weltraumaktivitäten und die Registrierung von 
Weltraumgegenständen (Weltraumgesetz). 

Internationale Kontakte 
Bei der Aufklärung von Geldwäscherei-, Korruptions- oder anderen Wirtschaftsdelikten ist die gute Kooperation mit 

Kollegen im Ausland unerlässlich. Daher ist internationale Vernetzung wichtig. In Europa ist die liechtensteinische Justiz durch 
die Mitgliedschaft beim Europarat, durch die Assoziierung zu Schengen und Eurojust und durch die traditionell engen 
Beziehungen zu schweizerischen und österreichischen Staatsanwaltschaften gut vernetzt. Der Leitende Staatsanwalt hat vom 
04. - 06.05. an der vom Europarat und Italien organisierten Konferenz der Europäischen Generalstaatsanwälte in Palermo, am 
09. bis 10.06. an der Jahrestagung der schweizerischen kriminalistischen Gesellschaft in Bern, am 08. und 09.06.2022 an der 
Staatsanwältekonferenz SSK in Bern, vom 07. bis 08.07.2022 am grenzüberschreitenden Informationsaustausch im Bereich 
Extremismus und Terrorismus in München, vom 15. bis 16.09. an der Ostschweizer Staatsanwältekonferenz in Schaffhausen 
und vom 03. bis 04.10.2022 an der Plenarversammlung des Konsultativrates der Europäischen Staatsanwälte in Strassburg 
teilgenommen. Am 20.6 2022 hat der Leitende Staatsanwalt den deutschen Generaibundesanwalt und am 29.11.2022 den 
Schweizerischen Bundesanwalt Stefan Blättler zu Arbeitsbesuchen empfangen. In der Woche vom 5.12.2022 begleitete der 
Leitende Staatsanwalt Frau Regierungsrätin Grazieila Marok-Wachter bei Arbeitsgesprächen im USDOJ. Auf die Teilnahme an 
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der Jahrestagung der Internationalen Vereinigung der Staatsanwälte wurde im Berichtsjahr aus terminlichen Gründen 
verzichtet. Der Stellvertreter des Leitenden Staatsanwaltes ist Mitglied des Vereins "Schweizerische Konferenz der 
Informationsbeauftragten der Staatsanwaltschaften" (SKIS) und hat vom 17. bis 18.11.2022 an der Generalversammlung 
samt Fortbildung in Basel teilgenommen. 

Vaduz, am 30.01.2022 

Freu ;se 

Dr. R 
Leite 

Freu 

i/allner 
aatsanwalt 


